
1Haus & Grund Report 2 | 2011

Newsletter der Eigentümerschutz-Gemeinschaft Haus & Grund Ausgabe 2 | 2011

D
er

 H
au

s 
&

 G
ru

nd
 R

ep
or

t 
er

re
ic

ht
 ü

be
r 

4
.0

00
 E

nt
sc

he
id

er
, 

Ex
pe

rt
en

 u
nd

 M
ei

nu
ng

sb
ild

ne
r 

in
 P

ol
iti

k,
 V

er
w

al
tu

ng
, 

W
irt

sc
ha

ft
 u

nd
 M

ed
ie

n.

Report

Was du nicht willst, 
dass man dir tu’ ...
Energiekommissar Oettinger hat im Juni
2011 den Entwurf der Energie effizienz -
richtlinie der Europäischen Kommission
veröffentlicht. Der Entwurf sieht vor, dass
jährlich drei Prozent der Gesamtfläche öf-
fentlicher Gebäude energetisch moderni-
siert werden müssen. Nun hat der Bun -
desrat eine kritische Stellungnahme zu
diesem Ansinnen vorgelegt. Die Län der
greifen zu Argumenten, die uns irgend-
wie bekannt vorkommen.

Die vorgeschlagenen Maßnahmen er-
fordern nach Ansicht der Länder Milliar -
deninvestitionen, ohne dass erkennbar
sei, wie diese finanziert werden sollen. Bei
neuen Vorgaben zu Energieeinsparungen
müssten in erster Linie das Gebot der
Wirtschaftlichkeit und die Kosteneffizienz
der geforderten Maßnahmen berück -
sichtigt werden. Die geforderten Investi -
tionen dürften nicht zu unvertretbaren
Kostenbelastungen führen. Eine Pflicht
zur (neuerlichen) Sanierung führe zu öko-
nomisch und ökologisch fragwürdigen
Zwangssanierungen. Die Verpflichtung
der Mitgliedsstaaten, ab 2014 jährlich
drei Prozent öffentlicher Gebäudeflächen
zu modernisieren, sei nicht erfüllbar. 

Nicht wenige Länder, die sich hier über
die energetische Knebelung des öffent-
lichen Gebäudesektors beklagen, kennen
keine Verwandten bei der Formulierung
möglichst harter Klimaschutzvorschriften
für den privaten Gebäudebestand. Im -
mer hin, das nehmen wir mit Befriedigung
zur Kenntnis, schreiben die Lobbyisten der
öffentlichen Hand ihre Argumente voll-
ständig bei den privaten Hauseigen tü -
mern ab. Uns fällt noch die goldene Regel
ein, die vielleicht nicht nur im Pri vaten,
sondern auch in der Politik weiterhilft:
Was du nicht willst, dass man dir tu‘…
Den Reim kennt auch der Bun des rat.

Andreas Stücke

Auf ein Wort
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ENERGETISCHE MODERNISIERUNG
� KfW-Förderung geht deutlich zurück

In dieser Ausgabe:

Rundfunkfinanzierung:
Neue Abgabe, 
neue Einzugsmethoden

soll sich für Privathaushalte an der bisher
für einen Fernseher und ein Radio erhobe-
nen Monatsgebühr von knapp 18 Euro
orientieren. Beitrags schul d ner wird in Zu -
kunft der Inhaber einer Woh nung sein.
Dies ist nicht der Woh nungs   ei gentümer,
sondern „jede volljährige Person, die die
Wohnung selbst bewohnt“. Um die Bei -
tragspflichtigen künftig lückenlos erfassen
zu können, werden die Einwohnermelde -
ämter verpflichtet, an einem bestimmten
Stichtag die Melde daten der gesamten er-
wachsenen Bevölkerung an die Landes -
rund funk anstalten zu übermitteln. So sollen
„Schwarzseher“ aufgespürt werden. 

Hinzu kommt eine neuartige Aus kunfts -
pflicht für Vermieter: In den Fällen, in de-
nen die Landesrundfunkanstalten oder die
von diesen beauftragte Gebü hren einzugs -
zentrale (GEZ) den „Inhaber einer Woh -
nung“ nicht ausfindig machen können, soll
der Wohnungseigentümer angeben, wer
die Bewohner seiner Wohnung sind. Die -
selbe Verpflichtung gilt für Verwalter von
Wohnungseigentum. Die Erstattung der
dadurch entstehenden Kosten ist nicht vor-
gesehen. Die Auskunftspflicht kann auch
zwangsweise durchgesetzt werden.

Vor knapp einem Jahr haben sich die
Ministerpräsidenten der Länder auf
eine neue Finanzierung des öffentlich-
rechtlichen Rundfunks geeinigt. Die
Rundfunkgebühren für Fernsehen,
Radio, internetfähige Computer und
Mobiltelefone sollen ab 2013 durch
eine allgemeine Haushaltsabgabe
ersetzt werden. Erklärtes Ziel der
Reform ist der Abbau von Bürokratie.
Tatsächlich werden Vermieter und
Verwalter von Wohnungseigentum zu
unfreiwilligen Helfern beim neuen
Rundfunkbeitrag.

Der fünfzehnte Rundfunkänderungsstaats -
vertrag sorgt nicht nur für eine neuartige
Haushalts- bzw. Betriebsstättenabgabe,
sondern verpflichtet Eigentümer vermiete-
ter Wohnungen und gewerblich genutzter
Immobilien sowie Wohnungseigentums -
verwalter auch zur Auskunft über den Mie -
ter bzw. Wohnungseigentümer. Im priva-
ten Bereich soll künftig für jede Woh nung,
unabhängig davon, wie viele Rund funk  -
empfangsgeräte dort vorhanden sind, ein
Beitrag fällig sein. Die Höhe der im Dreimo -
natsrhythmus zu begleichenden Bei träge

Schwarzseher sollen lückenlos aufgespürt werden
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Die Mieten steigen im bundesweiten
Durchschnitt zwar weiterhin. Die Situ -
ation in den regionalen Teilmär kten ist
dabei jedoch sehr unter schied lich. Das
ergibt das Mietpreis ranking des Bera -
tungsinstituts empirica für das zweite
Quartal 2011. 

München und Frankfurt am Main belegen
seit über sieben Jahren die ersten beiden
Plätze. Der Spitzenreiter München kommt
im zweiten Quartal dieses Jahres auf einen
Quadratmeterpreis von 12,78 Euro und
damit auf rund einen Euro mehr als das
zweitplatzierte Frankfurt. Verglichen mit
den jeweiligen Werten des Vorjahres be-
trug die deutschlandweit durchschnittliche
Steigerung im zweiten Quartal 2011 2,3
Prozent, nach 3,1 Prozent im Vorquartal. 

Deutliche Unterschiede bestehen bei
den Preisentwicklungen in kreisfreien
Städ ten und Landkreisen. Während in den
kreisfreien Städten die Mieten gegenüber
dem Vorjahr um 3,5 Prozent stiegen, leg-
ten die Mieten in Landkreisen nur um 1,4
Prozent zu. Der Marktbericht legt auch of-
fen, dass es bereits heute Teilmärkte gibt,
die von erheblichen Preisrückgängen ge-
kennzeichnet sind: In den letzten zwölf
Monaten sanken die Mieten in Gelsenkir -

chen um 4,4 Prozent, in Solingen sogar
um 6,5 Prozent, in Hof um 7,4 Pro zent. In
Hof sind nach diesem Rück gang nur noch
rund 4,50 Euro pro Quadrat meter zu er-
zielen.

Langfristige Trends und
Wohnnebenkosten
Die Kosten für das Wohnen insgesamt sind
in den vergangenen 15 Jahren in Deutsch -
land spürbar gestiegen. Verant wort lich
 dafür waren vor allem die Ener gie preise,
die deut lich stärker gestiegen sind als die
Woh nungskaltmieten. Die durchschnittli-
che Kaltmiete einer Be stands  woh nung mit
einer Wohnfläche von 70 Qua dratmetern
stieg zwischen 1995 und 2010 um knapp
12 Prozent. Die Kalt mieten bei Erstbezug
von Neubauten sanken sogar geringfügig.
Hingegen sorgten insbesondere starke
Energiepreis stei ge rungen und höhere
Mehr wert- und Ökosteuern bei Gas (+85
Prozent), leichtem Heizöl (+192 Prozent)
sowie Strom (+50 Prozent) in den vergan-
genen 15 Jahren für spürbar höhere
Wohn neben kosten. Auch die Preise für
Wasser und Abwasser (+34 Prozent) sowie
die Mül l entsorgung (+47 Prozent) sind
stark gestiegen. Die Ver brau cherpreise ins-
gesamt legten um 21 Prozent zu.
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Kurz notiert

Preise für Wohneigentum
gestiegen

Der Durchschnittspreis einer Eigen tums-
wohnung ist 2010 im Vergleich zu 2009
um 4,2 Prozent gestiegen. Der durch -
schnittliche Kaufpreis für ein Ein fami -
lienhaus lag um 1,7 Prozent über dem
Niveau des Vorjahres. Fasst man die
Preise für Eigentumswohnungen und
Einfamilienhäuser (Neubau und Bestand)
zusammen, war 2010 eine durchschnitt-
liche Preissteigerung von 2,7 Prozent
fest stellbar, nach 1,5 Prozent im Vorjahr.
Das zeigt die im Auftrag des ifs Städte -
bau  instituts durchgeführte aktuelle  Stu -
die, die alle in Deutschland getätigten
Verkäufe von Eigentumswohnungen und
Ein fa mi lien  häusern auswertet.

0,5 Prozent mehr Wohnungen
im Jahr 2010 fertiggestellt 

Im Jahr 2010 wurden in Deutschland
knapp 160.000 Wohnungen fertigge-
stellt. Wie das Statistische Bundesamt
mitteilt, waren das 845 Wohnungen oder
0,5 Prozent mehr als im Vorjahr. In neu
errichteten Wohngebäuden wurden
2010 insgesamt rund 140.000 Woh -
nungen fertig gestellt (+2,6 Prozent ge -
gen über dem Jahr 2009). Dabei nahmen
die Fer tig stel lungen von Wohnun gen in
Ein fa milien häusern um 2,7 Prozent, die
von Woh nungen in Mehr fa milienhäusern
um 3,0 Prozent zu. In Zwei fa mi lien häu -
sern hingegen gab es einen Rück gang
um 2,8 Prozent.

Mehrfamilienhäuser in
Deutschland benötigen
immer weniger Energie

Seit 2005 sank der Heizenergieverbrauch
von Mehrfamilienhäusern um rund 11
Prozent. Von 2009 auf 2010 betrug der
Rückgang 2,3 Prozent. Dies geht aus dem
ista-IWH-Energieeffizienz-Index für das
Jahr 2010 hervor. Damit liegt der
Energieverbrauch im Bundesdurchschnitt
derzeit bei 131,1 Kilowattstunden je
Qua  dratmeter Wohn fläche und Jahr. Die
Auswer tung ergab auch, dass nach wie
vor  große Un ter schiede zwischen Ost und
West existieren, sich die Energiekenn -
werte aber langsam angleichen.

Verbraucherpreise 21,1 %

Einkommen, brutto 16,5 %
Einkommen, netto verfügbar 33,1 %

Kaltmieten
Wohnung im Erstbezug, 70 qm -0,2 %
Wohnung im Bestand, 70 qm 11,7 %

Energie- und Nebenkosten
Gas 84,9 %
Heizöl 191,6 %
Strom 52,5 %
Wasser 34,0 %
Abwasser 33,8 %
Müll 47,5 %

Einkommens- und Preisentwicklung in Deutschland 1995 – 2010

Quellen: Statistisches Bundesamt, Bulwien Gesa, eigene Berechnungen
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Am 1. November 2011 trat die novel-
lierte Trinkwasserverordnung in Kraft.
In ihr werden vermietende Gebäude -
eigentümer erstmalig verpflichtet, ihre
zentralen Warmwasserbereitungs an -
lagen den Gesundheitsämtern anzu-
zeigen und sie jährlich auf einen er -
höh ten Befall von Legionellen über-
prüfen zu lassen. 

Legionellen können eine schwere, teil-
weise auch tödlich verlaufende Lungen -
ent zündung hervorrufen. Die sogenannte
Legionellose ist seit 2001 meldepflichtig.
Im Jahr 2010 wurden 690 solcher Erkran -
kun gen gemeldet. Experten gehen aber
von einer hohen Dunkelziffer aus. Sie
 vermuten, dass deutschlandweit bis zu
21.000 Lungenentzündungen jährlich auf
Legionellen zurückzuführen sind. Einschlä -
gige Studien liegen aber bislang nicht vor.

Gebäudeeigentümer müssen sich nun
zunächst intensiv mit der neuen Verord -
nung auseinandersetzen. Wer die neuen
Pflich ten nicht befolgt, dem droht ein
Bußgeld von bis zu 25.000 Euro. Um her-
auszufinden, ob man als Eigentümer von
der Ver ordnung betroffen ist, reicht es

aber nicht aus, den Verordnungstext zu
studieren. Dort kann man zwar nachlesen,
dass nur sogenannte Großanlagen zur
Trinkwasser erwärmung mit angeschlosse-
nen Duschen oder anderen Einrichtungen,
in denen es zu einer Vernebelung des
Trinkwassers kommt, anzeige- und prüf-
pflichtig sind. Zudem gelten die Pflichten
nur, wenn Trinkwasser im Rahmen einer
öffentlichen oder gewerblichen Tätigkeit
abgegeben wird. Als privater Vermieter ist
man an dieser Stelle nun geneigt, das
Thema ad acta zu legen. Denn im  Allge -
meinen gilt die Vermietung von Wohn -
raum durch private Eigentümer weder als
öffentliche noch als gewerbliche Tätigkeit.
Steuerrechtlich gilt die private Vermietung
beispielsweise erst dann als gewerbliche
Tätigkeit, wenn vom Vermieter Zusatzleis -
tungen erbracht werden, die nicht schon
üblicherweise mit der Wohnungsver mie -
tung verbunden sind.

Beim Trinkwasser gelten seit der No -
velle jedoch andere Regeln. Diese werden
aber erst ersichtlich, wenn man die Be -
gründung des Verordnungsentwurfes stu-
diert. Dort – und nur dort – wird als Bei -
spiel einer gewerblichen Tätigkeit die Ver -

Bessere Trinkwasserqualität:
Neue Pflichten durch die Hintertür

mietung explizit genannt. Vermieter müs-
sen sich also nun informieren, was eine
„Großanlage zur Trinkwassererwärmung“
sein soll. Hier hilft ein Blick in die allge-
mein anerkannten Regeln der Technik.
Dort werden Großanlagen als Anlagen mit
Trinkwassererwärmern mit mehr als 400
Liter Inhalt definiert. Wer sich mit der Ma -
terie auskennt, der weiß, dass man solche
Anlagen eigentlich in allen Mehrfamilien -
häusern mit fünf oder mehr Wohneinhei -
ten und einer zentralen Warmwasser berei -
tungsanlage findet. Grob geschätzt sind
also mehr als zwei Millionen Gebäude be-
troffen.

Die Kosten für eine Prüfung des Trink -
wassers auf Legionellen belaufen sich auf
ca. 20 bis 25 Euro pro Probe. Je nach Größe
des Gebäudes müssen drei oder mehr Pro -
ben entnommen werden. Diese Prüf kos ten
sind im Rahmen der Betriebs kostenab rec h -
nung von den Mietern zu tragen.

Doch nicht nur die Eigentümer stehen
vor neuen Aufgaben. Auch die Gesund -
heitsämter werden sich Gedanken machen
müssen, wie sie die Flut von Prüfungs da -
ten bewältigen wollen. Der Verord nungs -
geber hat sich diese Gedanken nicht ge-
macht: Er geht in der Verordnungs be grün -
dung davon aus, dass mit der Novel lie rung
der Trinkwasserverordnung „für die Voll -
zugsbehörden in der Summe mit Erleich -
terungen zu rechnen ist“.

durch die Energieeinsparung innerhalb 
einer angemessenen Frist erwirtschaftet 
werden können.

Insbesondere die Ausnahmen 2 und 3 las-
sen Raum für Interpretationen und sorgen
für Unsicherheit. Wann gilt eine Ge schoss -
decke/ein Dach als bereits gedämmt? In
welcher konkreten Zeitspanne müssen die
Aufwendungen erwirtschaftet werden kön-
nen? Einen Quadratmeter Geschoss decke
zu dämmen, kostet etwa 80 Euro. Für einen
Quadratmeter Dachschräge ist mit 120 bis
160 Euro zu rechnen.

Knapp zwei Jahre nach Inkrafttreten der
EnEV und ein halbes Jahr vor Ablauf der
Nachrüstpflicht veröffentlichte das Deut -
sche Institut für Bautechnik Inter pre ta tio -
nen einzelner Regelungen der EnEV 2009
durch die Fachkommission „Bau tech nik“
der Bau ministerkonferenz. Zu § 10 Absatz
3 und 4 schreibt die Kommission:

„Es besteht keine Pflicht zur nachträg-

Dämmpflicht: Späte Entwarnung
In diesem Jahr sorgt eine Regelung der
Energieeinsparverordnung (EnEV) 2009
für Verwirrung unter vielen Hauseigen -
tümern: §10 Absatz 3 und 4. Danach
sind Eigen tümer verpflichtet, bis zum
31. Dezember 2011 begehbare, bisher
ungedämmte obere Geschossdecken zu
dämmen. Alte rnativ kann das Dach ent-
sprechend gedämmt wer  den. 

In der Verordnung sind drei Aus nah men von
dieser Dämmpflicht beschrieben: 
1. Für Eigentümer von Ein- und Zwei fami -

lienhäusern besteht die Dämmpflicht
nicht, wenn sie ihre Häuser am 1. Fe -
bruar 2002 selbst bewohnt haben.

2. Wenn die oberste Geschossdecke oder
das Dach bereits geringfügig gedämmt 
ist, muss nichts weiter unternommen 
werden.

3. Die Dämmpflicht gilt nicht, wenn die 
erforderlichen Aufwendungen nicht

lichen Dämmung (…), wenn die oberste
Geschossdecke oder das Dach bereits über
eine durchgehende, allenfalls durch Balken
oder Sparren unterbrochene Schicht eines
Dämmstoffes verfügt. Die oberste Ge -
schoss  decke gilt auch als gedämmt, wenn
sie dem Mindestwärmeschutz nach DIN
4108-2:2003-07 entspricht; davon kann
(...) bei massiven Deckenkonstruktionen,
die seit 1969 errichtet wurden, und bei
Holz balken decken aller Baualtersklassen
ausgegangen werden.“

Nach Expertenschätzungen verfügen
 etwa 90 Prozent aller Altbauten über Holz -
balkendecken. Zahlreichen Eigentümern,
die ihre Gebäude nicht erst in letzter Minu -
te nachrüsten wollten und ihre Holzbalken -
decken dämmen ließen, fehlen nun die
Mit tel für Investitionen an anderer Stelle. In
puncto Wirtschaftlichkeit von Dämm maß -
nahmen hat die Fachkommission keine
Erläuterungen veröffentlicht.



für Einzelmaßnahmen der energetischen
Sanierung. Sie wurde kurzfristig mit Rund -
schreiben vom 16.08.2010 mit Wirkung für
den 31.08.2010 bekannt gegeben, obwohl
die mögliche Förderung von Einzelmaß nah -
men gerade dem Investitionsschema von
Privateigentümern entspricht. Zum anderen
sorgte die Aussetzung der DIN V 18599 als
Grundlage für die energetische Bewertung
von Gebäuden bei den Marktteilnehmern
für Unsicherheit. Schließlich bemisst sich

daran auch die Höhe der KfW-Förderung.
Der wichtigste Grund aber, der zum
Attentismus nicht nur beim Abruf der KfW-
Förderung, sondern bei Modernisierungs -
vorhaben insgesamt geführt haben dürfte,
war die langwierige Diskussion über eine
mögliche steuerliche Förderung energeti-
scher Gebäude sanierungen.

Energetische Modernisierung 
von Wohngebäuden:
KfW-Förderung geht deutlich zurück
Die Geschäfts- und Förderzahlen der
Kre di tanstalt für Wiederaufbau (KfW)
für das erste Halbjahr 2011 weisen
einen starken Rückgang der ausge-
reichten Fördermittel im Programm
151 „Energieeffizient sanie ren“ aus. 

Das Fördervolumen ging auf 1,1 Milliarden
Euro zurück, im gleichen Zeit raum 2010
hatte es noch 2,9 Milliarden Euro betra-
gen. Dies ist ein Rückgang um mehr als 62
Prozent. Zum einen dürfte dies die Folge
von Vorzieheffekten sein: Zum Ende des
Jahres 2010 wurden die Förder bedingun -
gen verschärft; eine Vielzahl von Eigentü -
mern wird daher für das Jahr 2011 geplan-
te Maßnahmen noch zu den Kondi tionen
des Jahres 2010 beantragt haben. Dies
führt zu einem geringeren Eingang an För -
deranträgen in der unmittelbaren Folge zeit
zu Beginn 2011. 

Darüber hinaus gibt es weitere Indizien,
die ein geringeres Antragsvolumen erklären
können. In jüngster Zeit verkürzte die KfW
die Intervalle zwischen zwei Zinsänderun -
gen auf zwei bis drei Wochen. Für private
Kleineigentümer – die in dieser Eigenschaft
nicht professionell am Kapitalmarkt teilneh-
men – führt dies zum Mehraufwand, da die
Finanzierung von Modernisierungs projek -
ten im gleichen Rhythmus neu kalkuliert
werden muss. Darüber hinaus können an-
dere Quellen der Verunsicherung dieser
 Eigentümergruppe ausgemacht werden:
An zu führen ist zum einen die zeitweise
Aus setzung der Vergabe von Fördermitteln
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Anzeige

Kurz notiert

Anzahl der 
Gasversorger steigt

Gaskunden stehen im deutschlandwei-
ten Durchschnitt 50 Gasversorger pro
Postleit zahlengebiet zur Verfügung.
2009 konnten Kunden im Schnitt nur
aus neun Anbietern wählen. Dies ergab
eine Aus wer tung durch das Vergleichs -
portal check24.de. In 95 Prozent aller
gasversorgten Gebiete stehen heute
mehr als 30 Alternativanbieter zur Ver-
fügung, in 75 Prozent sind es mehr als
45 Versorger.

Bevölkerungsrückgang 
setzt sich fort

Die Bevölkerung Deutschlands ist im Jahr
2010 weiter zurückgegangen. Zum
Stich  tag 31. Dezember 2010 vermeldete
das Statistische Bundesamt in Wiesbaden
eine Einwohnerzahl von 81,75 Millionen
Menschen. Im Jahr 2010 sank die Zahl
der in Deutschland lebenden Personen
um 181.000. Damit fiel der Bevölke -
rungs rückgang im Jahr 2010 schwächer
aus als in den beiden letzten Jahren. Im
Jahr 2008 hatte der Rückgang 215.000
und im Jahr 2009 210.000 Personen
 betragen. 
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